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4. Beiblatt l}eiblatt zur Parlamentskorrespondenz 1. Juni 1955 

310/J. A n fra g e 

Dip1.-Ing. 
der Abg. E ben b ich 1 e r, / Dr. S ehe u c h, Dr. G red 1 e r 

und Genossen 

an den: Bundeskanzler, 

betreffend Südtirol. 

... ....... .... 
Obwohl im Pariser Vertrag die Aufrechterhaltung des deutschen 

Volkstums in Südtirol zwingend vorgesehen ist, wird duroh die italieni­

sche Unterwanderung, die seitens Italiens p1a~äßig gef~rdert wird. 

die bodenständige Bevölkerung s,stematisch anteilmäßig dezimiert. Dieses 

Problem berührt die Existenz der deutschen Volksgruppe in Südtirol an 

ihre,.- Wurzel. 

Der Pariser Vertrag über Südtirol gibt der i:lsterreichischen 

Bundearegierung nicht nUr das Recht, sondern verpflichtet diese auoh. 

die Ver--tragserfüllung zu beobaohten und im Falle von Verstößen gegen. 

die Vereinbarungen diejenigen Schritte zu unternehmen, die notwendig 

sind, um die Einhaltung des Vertrages zu erzwingen. Von einer Ein­

mischung in die Belange eines fremden staates kann daher nioht die Rede 

sein. Obwohl besorgniserregende Vorkommnisse der Öffentliohkeit bekannt 

wurden, hat die österreiohische Bundesregierung bis heute jee offizielle 

Stellungnahme vermieden. 

So wurde bis heute noch keine befriedigende Einigung in der 

Frage der gegenseitigen Anerkennung der Studientitel erzielt, obwohl 

dies zum Beispiel Italien mit der äüdamerikanisohen Republik Equador 

geglückt ist.-Die Absolventen der Universität in QUito hab~n nu~ in 

Italien volle Reohte, niohtaber die Absolventen der Universitä.ten 

Innabruok, Graz und Wien. 

In ~er Wohnungsvermittlungskommission 1st keine entsprechende 

deutsehe Vertretung vorhanden. 

~emäß Art .• 13 des Pariser Vertrages gehen die Verwal tunp'be­

fugn1sse auf die Provinz über, sobald die Provinz die entsprechenden 

Gesetze erlassen hat. Dies~r Bestimmung wird vielfach nicht Reehnung 

setragen, zum ~eispiel beim Volkswohnbau. Wiederholt wird das Reoht 

der "primären Gesetzgebung" nicht zuerkannt, woduroh die provinziale 

Autonomie verletzt wird. Die Region Uberträgt nioht Befugnisse an die. 

Verwaltung der Provinz Bozen. 
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lI~li1ber hinaus hat die Vel'Ultellung ~weler ~tudentEm duroh ein 

iteU.en~~ches Gericht wegen Veräcbtliohmaohung Italiens e~enfal1s die 
. .' 

Ö+t~nt11chkert bescb~ft~gt. Pas Vergehen erfol~e zu einer Zeit, als 

der itaiienisohe Mini~~erpräsident 60elba für T;,~.est die Vqlksabstimmung 

for.derte und die ganze Welt der Mein~g war, daß gerechterweise a~ch 

für. Südtirol ein, derartiges Vorgehe~ ang~i~a~h t \sei. . 

. In Anbetrao);lt die,ser Tatsachen~ die!E:xistenz d~r ~eutspp.en Volks-

g:t;lppe in Südtiroi systematisch untergraben und ihren :B.ee,tand gefähr­

den,richten die unterzeio~eten Abgeordnet.en an den Herr13undeskanz­

ler, die 

.!,nt r a .,e I 

l.Ist der Herr B~ndeskanzler bereit, Mitteilung darüber zu, 

maol~en, was zur Abwehr dieser Vertragsverietzungen durQh:Italienbis­

he.r gesobehen ist und was er,nachdeql bisher alles erfolglos geblie'tlen . .' ' . ' 

ist,weiter zu tun gedel'1kt? 

2. 1st der Herr Btlndeskanzler der Ansioht, daß eine Wahrurlg der 

llite:z:oessen deI;' deut8che~ VOlksgJ,'uppe in Südtirol seitens der "ster­

re:1ob~.ohen Bundesregierung auf Grund des Pariser Vertrages keineEin~ 

miäohung in die :Belange eines fremden Staates. darstellt? 

3.t~t der Herr:Bundeekanzler bereit, alle Sohritte zu untear­

nehmen, 4.iezur endlichen Bereinigung der Frage der Studientitel 

fit.hren? '. , 

4. 1st die tjlsterreiohische Bundesregierung bereit. bei der 

lt8lieni~Qhen Regierung wegen der ständigen Verletzungen des Pariser 

VertrageB vorstellig zu werden und eine Änderung dieser Praxis zu 

verlange l1: 

-.-'IlII!I'.-.-
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